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Terminhinweise

Wiederholung
Dienstag, 4. Dezember, 18 Uhr, Hofbräukeller am Wiener Platz

Oberbürgermeister Christian Ude überreicht Stadträtin Ursula Sabathil
(Freie Wähler) die vom Bayerischen Innenminister verliehene Medaille für
besondere Verdienste um die kommunale Selbstverwaltung.

Donnerstag, 6. Dezember, 11 Uhr, Referat für Arbeit und Wirtschaft,

Herzog-Wilhelm-Straße 15, Multifunktionsraum (EG)

Dieter Reiter, Referent für Arbeit und Wirtschaft der Landeshauptstadt
München, stellt Géraldine Knudson, die neue Leiterin von „München Tou-
rismus“, vor.

Donnerstag, 6. Dezember, 11 Uhr, Grütznerstube im Rathaus

Jana Frädrich, Kinderbeauftragte der Landeshauptstadt München, stellt in
einem Pressegespräch die Nikolaus-Aktion zum Abschluss des „Münch-
ner Spiele-Schatzes“ vor und gibt einen kurzen Rückblick auf die Arbeit
des Büros der Kinderbeauftragten, das im Dezember 15-jähriges Jubiläum
feiern kann. Der „Münchner Spiele-Schatz“ ist eine Art Rallye durch die
Stadt, bei der man 2012 Spiel- und Freizeitangebote kennenlernen und
gleichzeitig viele Sammelkarten mit Spielideen zusammentragen konnte.
Gemeinsam mit der Kinderbeauftragten stellt Stefan Näther, Leiter der
Beratungsstellen für Eltern, Kinder und Jugendliche im Stadtjugendamt,
das Programm der Münchner Kinder- und Familieninformation in den näch-
sten beiden Jahren vor. Für 2013/2014 heißt der Schwerpunkt: „Kindern
eine Stimme geben!“. Im Mittelpunkt stehen die Kinderrechte auf „Mei-
nungsäußerung, Information und Gehör“ sowie auf „Elterliche Fürsorge“.
Eingeladen zum Pressegespräch sind 29 Mädchen und Jungen der Klasse
3 der Grundschule am Gärtnerplatz. Sie werden einen „Wunschbaum“ fül-
len, mit all ihren Wünschen, wo und wie sie bei Erwachsenen mehr Gehör
finden möchten.
Im Anschluss an das Pressegespräch bekommen die Mädchen und Jun-
gen um zirka 11.30 Uhr vom Nikolaus ihre „Münchner Spiele-Schätze“
überreicht. Ab 12 Uhr ist dann der Nikolaus in der Münchner Kinder-

und Familieninformation im Rathaus (Stadt-Information), um die Spie-
le-Schätze zu verteilen.
Der Termin ist auch für Fotografen geeignet.
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Bürgerangelegenheiten

Montag, 10. Dezember, 19.30 Uhr,

Gaststätte „Mehlfeld’s“, Guardinistraße 98 a (barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 20 (Hadern). Zu Beginn der Sitzung fin-
det eine Bürgersprechstunde mit dem Vorsitzenden Johann Stadler statt.

Meldungen

Josef-Schörghuber-Stiftung hilft Münchner Kindern

(3.12.2012) Die Josef Schörghuber-Stiftung für Münchner Kinder zieht für
2012 eine positive Bilanz. Nicht zuletzt aufgrund des Engagements unter
anderem der Münchner Seniorinnen und Senioren, die die Stiftung tatkräf-
tig unterstützen.
Aus den Ferien oder von Ausflügen bringt man als Kind nicht nur schöne
Erinnerungen mit, die ein Leben lang erfreuen. Oft lernt man dort auch
neue Freunde kennen. Denn gemeinsames Erleben verbindet. Hier setzt
die Josef Schörghuber-Stiftung für Münchner Kinder an. Sie ermöglicht so-
zial benachteiligten Kindern die Teilnahme an Ferienprogrammen und Akti-
vitäten des Stadtjugendamtes sowie an Klassenfahrten und Schulausflü-
gen. „Freunde zu haben, mit denen man etwas erleben und sich austau-
schen kann, ist immens wichtig“, weiß Alexandra Schörghuber, selbst
Mutter von drei Kindern. Die Unternehmerin unterstützt als Schirmherrin
und engagierte Förderin die von ihrem Schwiegervater gegründete Stif-
tung. Auch in diesem Jahr konnte sie, im Namen aller Spender, wieder ei-
nen Scheck über die beachtliche Summe von rund 310.000 Euro an Ober-
bürgermeister Christian Ude überreichen.
Seniorinnen und Senioren gestalten Weihnachtskarten

Wie viel Freude es macht, gemeinsam etwas zu gestalten, das dazu noch
einem guten Zweck dient, bewiesen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
des im Frühjahr 2012 erstmals ausgerufenen Weihnachtskartenwett-
bewerbs. Hierbei waren die Münchner  Seniorinnen und Senioren aufge-
fordert, drei Motive für die Weihnachtskarten zu Gunsten der Münchner
Kinder zu gestalten. Dabei kamen viele Einsendungen aus Malkursen, die
sich gemeinsam des Themas angenommen hatten, aber auch von einzel-
nen Künstlerinnen und Künstlern. Zurzeit sind die allesamt gelungenen
Motive in verschiedenen öffentlichen Einrichtungen zu sehen. Wo genau,
ist auf der Website der Stiftung, www.muenchnerkinder.de, nachzulesen.

http://www.muenchnerkinder.de
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Das Ergebnis, und vor allem die positive Resonanz seitens der Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer, hat die Stiftung darüber hinaus darin bestärkt, den
Wettbewerb weiterzuführen. Wer möchte, kann noch bis zum 10. März
2013 mitmachen. Gesucht: Die schönsten Weihnachtsmotive zu Gunsten
der Josef Schörghuber-Stiftung für Münchner Kinder. Weitere Informatio-
nen zum Wettbewerb sind auf der Website der Stiftung zu finden.
Über die Josef Schörghuber-Stiftung für Münchner Kinder

Die Josef Schörghuber-Stiftung für Münchner Kinder ist Teil des sozialen
Engagements der Schörghuber Unternehmensgruppe. Sie wurde am
26. Juli 1995 auf Initiative von Josef Schörghuber gegründet, der drei Mil-
lionen Mark Stiftungskapital zur Verfügung stellte. Der Unternehmer brach-
te damit seine Verbundenheit gegenüber München und den Münchner Kin-
dern zum Ausdruck. Die Stiftung wird vom Sozialreferat der Landeshaupt-
stadt München verwaltet. Im Vordergrund steht die Einzelförderung von
bedürftigen Kindern und Familien. Die Vergabe der Mittel erfolgt über die
Stiftungsverwaltung des Sozialreferats (www.muenchnerkinder.de). Seit
1995 wurden rund 2,7 Millionen Euro aus Spenden und Zinserträgen für
Maßnahmen verwendet, von denen 68.500 Kinder profitieren konnten.
Ein Foto von der Scheckübergabe ist für die Medienvertreter abrufbar un-
ter www.muenchen.de/soz/presse.

Keine Zahlungserinnerungen mehr

(3.12.2012) In Zukunft wird die Landeshauptstadt München keine Zah-
lungserinnerungen mehr für die jährlich wiederkehrenden Forderungen der
Hundesteuer (Fälligkeitstermin: 15. Januar), der Zweitwohnungsteuer
(Fälligkeitstermin 1. Juli) und der Sondernutzungsgebühren (Fälligkeits-
termin 15. Januar) versenden.
Die praktischen Erfahrungen mit diesem Erinnerungs-Service haben in der
Vergangenheit keine deutlichen Kosteneinsparungen oder andere Verbes-
serungen gezeigt. Der Versand hat im Gegenteil lediglich Kosten über Por-
to und Papier in Höhe von rund 25.000 Euro verursacht. Die veränderte
Vorgehensweise beruht auf einem Stadtratsbeschluss, der auf eine An-
regung des Bundes der Steuerzahler in Bayern e.V. zustande kam. Darin
wurde darum gebeten, die Notwendigkeit des Versands von Zahlungs-
erinnerungen im Sinne einer sachgerechten Verwendung von öffentlichen
Mitteln zu prüfen.
Für die betroffenen Bürgerinnen und Bürger besteht weiterhin die Möglich-
keit, am Lastschrifteinzugsverfahren teilzunehmen, das einen reibungslo-
sen Ablauf des Zahlungsverkehrs garantiert. Dadurch entfällt die Überwa-
chung der Zahlungstermine, vor allem wenn diese nur einmal jährlich fällig
werden.

http://www.muenchen.de/soz/presse
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Die erforderlichen Formulare und weitere Infos stehen auf den Internetsei-
ten der Stadtkämmerei zur Verfügung unter: www.muenchen.de/rathaus/
Stadtverwaltung/Stadtkaemmerei/Formulare.html.

Lesung mit Asta Scheib in der Monacensia

(3.12.2012) Im Begleitprogramm zur Ausstellung „Lena Christ – Die
Glückssucherin“ liest die Schriftstellerin Asta Scheib am Mittwoch,
5. Dezember, um 19 Uhr im städtischen Literaturarchiv Monacensia,
Maria-Theresia-Straße 23, aus ihrer 2002 erschienenen Romanbiografie
„In den Gärten des Herzens. Die Leidenschaft der Lena Christ“. Der Ka-
barettist und Musiker Josef Brustmann setzt sich mit dem Leben und
Werk von Lena Christ musikalisch auseinander.
Die Münchner Schriftstellerin Asta Scheib ist eine Kennerin des Lebens
und Werks von Lena Christ. Für ihre Romanbiografie „In den Gärten des
Herzens – Die Leidenschaft der Lena Christ“ hat sie intensiv im Literatur-
archiv der Monacensia an den Originalmaterialien von Lena Christ und ih-
rem Ehemann Peter Jerusalem recherchiert. Entstanden ist ein Roman,
der auch als zeitgeschichtliche Reportage über das Leben im München
der Jahrhundertwende gelesen werden kann. Im Nachwort des Buches
schreibt Asta Scheib: „Lena Christ gehört zu den stärksten und schärfsten
Beobachtern ihrer Epoche, sie war wie eine Art Teleskop, durch das man in
die Vergangenheit Altbayerns blicken konnte und kann“.
Veranstalter ist die Monacensia. Der Eintritt kostet 5 Euro, die Karten sind
ab 18.30 Uhr an der Abendkasse erhältlich.
Die Ausstellung „Lena Christ – Die Glückssucherin“ ist noch bis 26. April
2013 in der Monacensia zu besichtigen. Die Öffnungszeiten sind Montag
bis Mittwoch und Freitag von 10.30 bis 18 Uhr, Donnerstag von 10.30 Uhr
bis 19 Uhr. Der Eintritt ist frei. Informationen im Internet unter
www.muenchner-stadtbibliothek.de/monacensia.

Rundgang auf Russisch durch die Ausstellung „Juden 45/90“

(3.12.2012) Marina Maisel führt am Donnerstag, 6. Dezember, um 17 Uhr
durch die Wechselausstellung „Juden 45/90. Von ganz weit weg – Einwan-
derer aus der ehemaligen Sowjetunion“ im Jüdischen Museum am St.-
Jakobs-Platz 16. Treffpunkt ist im Foyer. Der Eintritt ist frei. Anmeldung er-
beten unter Telefon 2 33-2 82 91.

http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Stadtkaemmerei/Formulare.html
http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Stadtkaemmerei/Formulare.html
http://www.muenchner-stadtbibliothek.de/monacensia
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Montag, 3. Dezember 2012

Wie lange dauern Einstellungsverfahren bei der Stadt München und

den städtischen Gesellschaften und wie können diese beschleunigt

werden?

Anfrage Stadtrats-Mitglieder Siegfried Benker, Paul Bickelbacher, Gülseren
Demirel, Lydia Dietrich, Jutta Koller, Sabine Krieger, Sabine Nallinger, Dr.
Florian Roth, Boris Schwartz, Dr. Florian Vogel (Bündnis 90/Die Grünen)
und Stadtrat Thomas Niederbühl (Rosa Liste) vom 17.8.2012

Antwort Personal- und Organisationsreferent Dr. Thomas Böhle:

Herr Oberbürgermeister Ude hat mir Ihre Anfrage vom 17.08.2012 zur Be-
antwortung überlassen. Für die gewährte Fristverlängerung bedanke ich
mich.

In Ihrer Anfrage vom 17.08.2012 führen Sie Folgendes aus:

„Oftmals dauern Einstellungsverfahren bei der Stadt München lange und
sind für die Bewerberinnen und Bewerber damit zeitlich schwer zu über-
blicken. Dies kann für die Stadt zum Nachteil werden, wenn andere, pri-
vatwirtschaftliche, Arbeitgeber ihre offenen Stellen schneller besetzen und
so besser um qualifizierte Arbeitskräfte werben können. Auch für die Refe-
rate und für die Arbeit des ehrenamtlichen Stadtrates kann es schwierig
sein, wenn nicht absehbar ist wann (neu geschaffene) Stellen besetzt wer-
den und zu welchem konkreten Termin die eingestellte Person dann tat-
sächlich ihren Dienst für die Stadt antritt. Vor allem im Hinblick auf die Be-
wältigung wichtiger, akut werdender Aufgaben ist es von Bedeutung, dass
die Stadt schnell agiert und handlungsfähig bleibt. Genau in solchen Situa-
tionen sind dann schnelle Stellenbesetzungsverfahren notwendig, um
nicht zu viel Zeit vergehen zu lassen und mögliche Belastungen bzw. Über-
lastungen von Organisationseinheiten zu vermeiden. Da das Personal- und
Organisationsreferat (POR) sich nur für die Einstellungsverfahren bei der
Stadt selbst zuständig zeigt, ist in diesem Hinblick auch der Blick auf die
Verfahren der städtischen Gesellschaften notwendig um Unterschiede und
mögliche Optimierungsmöglichkeiten zu erkennen.



Rathaus Umschau
Seite 7

Die gestellten Fragen unterteilen sich daher in einen Teil A (Verfahren direkt
bei der Stadt und Verfahren in den Städtischen Gesellschaften) und einen
Teil B (Situation bei der Stadt).“

Bevor die in Ihrer Anfrage gestellten Fragen beantwortet werden, ist zu-
nächst auf Folgendes hinzuweisen:

Zum Stichtag 31.07.2012 verzeichneten wir im Gemeindehaushalt 27.410
Stellen. Die Fluktuationsrate ist mit 6,9% niedrig und in den letzten Jahren
abnehmend. Lediglich 2,3% der Beschäftigten verließen die Stadt in den
vergangenen Jahren aus anderen als alters-/gesundheitsbedingten Grün-
den. Die Bindung an die Arbeitgeberin Landeshauptstadt München ist sehr
hoch. Durch geeignete Marketinginstrumente erhöhen wir diese Attraktivi-
tät nach außen und innen, um im Wettbewerb mit der Privatwirtschaft um
die Gewinnung von Auszubildenden, Nachwuchskräften und Fachkräften
erfolgreich bestehen zu können.

Ausweislich des PECON-Berichts wurden im Jahr 2011 im Bereich der
ausschreibungspflichtigen Stellen lediglich 18% (= 161 Stellen) extern oder
intern/extern ausgeschrieben – dies sind 0,6% der bei der LHM insgesamt
vorhandenen Stellen. Der Großteil der freien Positionen wurde auf dem
internen Stellenmarkt (einschl. Rückkehrer/-innen aus der Beurlaubung und
Verplanung der Nachwuchskräfte) besetzt. Nur dort, wo Personalbedarf
vorhanden ist, der nicht durch unsere eigenen Personalressourcen und
Nachwuchskräfte gedeckt werden kann, greifen wir auf den externen Ar-
beitsmarkt zu. Insbesondere betrifft dies spezialisierte Fachrichtungen (IT-
Personal, Technischer Dienst, Ärztlicher Dienst).

Da in Ihrer Anfrage von „Einstellungen“ gesprochen wird, haben wir uns
ausschließlich auf Verfahren konzentriert, die extern bzw. intern/extern
ausgeschrieben und tatsächlich mit externen Bewerber/-innen besetzt
wurden. Für die unter Federführung des Personal- und Organisationsrefera-
tes (POR) bearbeiteten Ausschreibungen haben wir die Laufzeiten der im
Jahr 2012 abgeschlossenen Verfahren (= Besetzung ist erfolgt) zum Stich-
tag 24.08.2012 ausgewertet und in der Antwort zu Frage 1 a) dargestellt.
Es handelt sich insgesamt um 64 externe Stellenbesetzungen. Bei 14 die-
ser Verfahren ging ein Stadtratsbeschluss zur Finanzierung der Stellen vor-
aus.
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Um Ihre Anfrage umfassend zu beantworten, haben wir auch die Referate
und Eigenbetriebe, die Verfahren im delegierten Bereich eigenständig bear-
beiten, um Daten gebeten, ausgewertet und ebenfalls in der Antwort zu
Frage 1 a dargestellt.

Die Stadtverwaltung steht mit vielen anderen Arbeitgebern in München
und im Umland im Wettbewerb. Besonders in Mangelberufen ist es
schwierig, genügend geeignete Bewerberinnen und Bewerber zu finden.
Nicht selten kommt es hier auch vor, dass die ausgewählten Bewerberin-
nen und Bewerber die Stellenzusage bei der Stadt München als Grundlage
für das Aushandeln besserer Arbeitskonditionen (insbesondere Gehalt) bei
ihren derzeitigen Arbeitgebern nutzen. Springen diese Bewerber/-innen
dann kurzfristig ab, entstehen teils erhebliche Zeitverluste für unsere Per-
sonalgewinnung, falls keine Ersatzkandidatinnen oder -kandidaten vorhan-
den sind.

Die Beschleunigung der Laufzeiten der Stellenbesetzungsverfahren liegt
im ureigenen Interesse des POR. Seit mehreren Jahren laufen im POR
Bestrebungen, Auswahlprozesse zu optimieren und insbesondere zu be-
schleunigen. So wurde auf Initiative des POR das Vorhaben E-Recruiting
angestoßen. Mit Stadtratsbeschluss vom 28.04.2010 wurde das POR be-
auftragt, u.a. eine Projektstudie zum Thema E-Recruiting durchzuführen.
Im Januar 2013 ist eine erneute Befassung des Stadtrates dazu geplant.
Es ist im Zuge des Vorhabens E-Recruiting mit einer weiteren Optimierung
der Prozesse sowie mit einer Beschleunigung zu rechnen. Darüber hinaus
wurde bereits vor der momentan laufenden Projektstudie vom POR erfolg-
reich ein Online-Bewerbungsverfahren entwickelt, das bereits zu einer
Prozessbeschleunigung beigetragen hat.

Teil A

Frage 1a):

Wie lang dauern Einstellungsverfahren bei der Stadt München im Durch-
schnitt? Es wird hierbei um eine differenzierte Darstellung gegliedert nach
Referaten und nach Laufbahnen gebeten.

Antwort:

1. Stellenbesetzungen für durch Stadtratsbeschluss finanzierte neue Posi-
tionen
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Die folgenden Aussagen beziehen sich ausschließlich auf die vom POR
federführend bearbeiteten und 2012 durch Besetzung abgeschlossene Ver-
fahren, denen ein Stadtratsbeschluss zur Finanzierung zugrunde liegt (ins-
gesamt 14). Die Verfahrensdatenbank des POR stellt diese Phase nicht
dar. Das Stellenbesetzungsverfahren beginnt hier erst mit dem Antrag der
Dienststelle auf Besetzung einer freien bzw. freiwerdenden eingerichteten
Stelle. Die Daten wurden daher manuell nacherhoben.

Bei diesen auf einem Stadtratsbeschluss basierenden Verfahren ist eine
durchschnittliche Dauer von 81 Arbeitstagen (3,9 Monate) vom Stadtrats-
beschluss bis zum Antrag der Dienststelle auf Einrichtung der Stelle durch
das Personal- und Organisationsreferat und weitere 128 Arbeitstage (6,2
Monate) von der Einrichtung der Stelle bis zum Antrag auf Besetzung ent-
halten. Diese Zeiten sind durch das POR nicht zu beeinflussen und liegen
in der Verantwortung der Beschäftigungsdienststelle.

Die Stellenschaffung inkl. Stellenbewertung im POR nahm im Durchschnitt
29 Arbeitstage (1,4 Monate) in Anspruch (Schwankungsbreite von 9 bis 54
Arbeitstage/0,4 Monate bis 2,6 Monate) und war wesentlich davon be-
stimmt, wie schnell die notwendigen Unterlagen durch die Dienststelle
vollständig vorgelegt wurden.

Die durchschnittliche Dauer vom Stadtratsbeschluss bis zum Antrag auf
Besetzung der (eingerichteten und bewerteten) Stellen seitens der Dienst-
stellen betrug bei diesen 14 Vorgängen somit insgesamt durchschnittlich
238 Arbeitstage (11,6 Monate).

2. Stellenbesetzungsverfahren unter Federführung des Personal- und Or-
ganisationsreferats
In den folgenden drei Tabellen sind die vom Personal- und Organisationsre-
ferat federführend verantworteten und 2012 abgeschlossenen Stellenbe-
setzungsverfahren dargestellt (nach Referat/Eigenbetrieb, Fachrichtung
und Qualifikationsebene). Das Verfahren beginnt mit dem Antrag der
Dienststelle auf Besetzung einer eingerichteten freien bzw. freiwerdenden
Stelle.

2012 wurden 64 Stellen, die gleichzeitig intern und extern bzw. nur extern
ausgeschrieben waren, mit externen Bewerberinnen und Bewerbern be-
setzt. Die durchschnittliche Dauer vom Zeitpunkt der Antragstellung der
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Dienststellen auf Besetzung bis zur tatsächlichen Besetzung betrug 182
Arbeitstage (8,8 Monate). Nach Abzug der im Regelfall einzuhaltenden
Kündigungsfristen der zum Zuge kommenden externen Bewerberinnen
und Bewerber beläuft sich bei allen oben genannten Verfahren 2012 die
durchschnittliche Dauer vom Antrag auf Stellenbesetzung bis zur schriftli-
chen Zusicherung an die Bewerberin/den Bewerber – und damit verbindli-
chen Zusage der Landeshauptstadt auf Einstellung/Ernennung – im Jahr
2012 auf 131 Arbeitstage (6,4 Monate).

Zur besseren Lesbarkeit wurden Phasen definiert und jeweils markiert,
wenn die Laufzeit dem Personal- und Organisationsreferat als verfahrens-
betreuende Stelle allein zugerechnet werden kann (hellgrau hinterlegt). Für
die übrigen Phasen liegt die Verantwortung vor allem in den Referaten und
Eigenbetrieben bzw. erfolgen dort die notwendigen Arbeitsschritte und/
oder ist der Prozess von der Mitwirkung oder von Kündigungsfristen der
Bewerberinnen und Bewerber maßgeblich abhängig. Zudem wird darauf
hingewiesen, dass Gruppierungen z.B. nach Fachrichtungen keine stati-
stisch genauen Aussagen liefern können. Prognosen können auf dieser
Basis nicht getroffen werden.
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3. Verfahren in den delegierten Bereichen
Die Verfahrensabläufe der delegierten Bereiche, die Stellenbesetzungsver-
fahren in eigener Zuständigkeit durchführen, sind mit den Vorgaben der
Ausschreibungsrichtlinien grundsätzlich vergleichbar. Ausnahme sind die
Philharmoniker. Diese haben ein sehr individuelles Verfahren. Dazu gehört,
dass Bewerberinnen und Bewerber an einem musikalischen Vorspiel teil-
nehmen und mit einer Mehrheit von 2/3 der abgegebenen Stimmen des
Orchesters ausgewählt werden.

Nur in einem Fall – und dies im Jahr 2008 – lag bezüglich der Stellenaus-
schreibung ein Stadtratsbeschluss vor (Baureferat). Die meisten delegier-
ten Bereiche schreiben wenn überhaupt, nur selten extern aus. Folgende
berechenbare Verfahrenszeiten wurden von den abgefragten delegierten
Bereichen gemeldet und verglichen:

Im delegierten Bereich liegen die gesuchten Qualifikationen vor allem bei
Positionen im Bereich an- und ungelerntes Personal, Facharbeiter, Techni-
ker und Meister, bei denen der Prozess der Personalsuche und/oder der
Einstellung leichter und schneller erfolgen kann, weil hier i. d. R. kürzere
Kündigungsfristen bestehen. Beispielsweise entstehen bei den deutlich
besseren Zeiten des Abfallwirtschaftsbetriebs so nur durchschnittlich 10
Arbeitstage zwischen Vertragserstellung und Dienstantritt. Es handelt sich
dabei nur um Einstellungen im Arbeiterbereich. Auch bei der Münchner
Stadtentwässerung handelt es sich um Verfahren in der 2. und 3. Qualifi-
kationsebene. In einem Fall fielen sogar nur 4 Tage von der Vertragserstel-
lung bis zum Dienstantritt an. Ein Vergleich mit den vom Personal- und Or-
ganisationsreferat betreuten Verfahren ist daher nur sehr bedingt möglich.



Rathaus Umschau
Seite 15

Wie in Tabelle 6 erkennbar, entstehen gerade bei höherwertigen Positio-
nen, z.B. bei Hochschulabsolventen mit Berufs- und/oder Führungserfah-
rung, generell längere Laufzeiten. So fallen in der 4. Qualifikationsebene
durchschnittlich 60 Arbeitstage von der schriftlichen Zusicherung bis zum
Dienstantritt (=Kündigungsfristen) an, während dieser Zeitraum in der 2.
Qualifikationsebene nur durchschnittlich 36 Arbeitstage umfasst. Das Per-
sonal- und Organisationsreferat hat in der 4. Qualifikationsebene eine Viel-
zahl Verfahren abgeschlossen (30 von 64 Fällen), was zum Teil die höheren
Laufzeiten erklärt (Dauer vom Beginn der Ausschreibung bis zum tatsäch-
lichen Dienstantritt 7,2 Monate).

Teil A

Frage 1b):

Wie lange dauern Einstellungsverfahren bei den städtischen Gesellschaf-
ten, die ihre Personalgewinnung selbstständig betreiben, im Durchschnitt?
Es wird hierbei um eine differenzierte Darstellung nach den einzelnen Un-
ternehmen und, sofern möglich, den verschiedenen Führungsebenen gebe-
ten.

Antwort:

Der Vergleich der Verfahrensdauer mit denen der städtischen Gesellschaf-
ten oder der Wirtschaft ist seriös kaum möglich, da nur im öffentlichen
Dienst rechtliche Vorgaben, die zur Gewährleistung des Leistungsgrund-
satzes und des damit verbundenen Bewerberverfahrensanspruchs teils
streng formalisierte Verfahrensschritte bedingen, zu berücksichtigen sind.
Insbesondere die von der arbeits- und verwaltungsgerichtlichen Recht-
sprechung gesetzten Dokumentationspflichten legen sehr hohe Maßstäbe
an, welche bei privatrechtlich organisierten Unternehmen (auch wenn sie
zu 100% in der Hand der Landeshauptstadt München sind) nicht zu beach-
ten sind. Ein Vergleich mit den städtischen Gesellschaften ist aufgrund der
sehr unterschiedlichen rechtlichen Rahmenbedingungen somit nicht ziel-
führend.

Um einen Vergleich mit der privaten Wirtschaft anzustellen, wurde der IAB-
Kurzbericht 23/2010 des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
(die Forschungseinrichtung der Bundesagentur für Arbeit) herangezogen.
Demnach beträgt die durchschnittliche Dauer vom Beginn der Suche bis
zur Auswahl des Bewerbers/der Bewerberin mit höherem Qualifikationsni-
veau in der freien Wirtschaft zwischen 2,2 und 3,5 Monaten. Unter Be-
rücksichtigung der rechtlichen Vorgaben des öffentlichen Dienstes, sind
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auch hier die vergleichbaren Laufzeiten der Landeshauptstadt mit 3,3 Mo-
naten aus unserer Sicht durchaus konkurrenzfähig.

Vertreter der Städtischen Gesellschaften weisen darauf hin, dass die Dau-
er eines Stellenbesetzungsverfahrens vom Grad der Spezialisierung und
der jeweiligen Marktrelevanz der Stelle abhängig ist. Der Münchner Be-
werbermarkt sei mit keiner anderen Großstadt vergleichbar. Bei den städ-
tischen Gesellschaften sind im Bereich IT teilweise Stellen über viele Mo-
nate (bis zu einem Jahr) hinweg nicht besetzbar, da keine geeigneten Be-
werberinnen und Bewerber zur Verfügung stehen.

Teil A

Frage 2a):

Wie ist der genaue Verfahrensablauf ab dem Beschluss des Stadtrates
zur Schaffung einer Stelle bis zur tatsächlichen Besetzung der Stelle? In-
wieweit zeichnet hier das POR und inwieweit die jeweiligen Fachreferate
verantwortlich für das Stellenbewertung- und das Stellenbemessungsver-
fahren?

Antwort:

Der grobe Verfahrensablauf gliedert sich in Stellenbemessungsverfahren,
Stellenbewertungsverfahren und Ausschreibungsverfahren.

Stellenbemessungsverfahren:
Das POR hat für die Referate einen Leitfaden zur Stellenbemessung er-
stellt. In diesem sind das Verfahren und die Methoden der Stellenbemes-
sung dargestellt. Die Entscheidung, dass eine Kapazitätsänderung erfor-
derlich ist, liegt aufgrund der Delegation personalrechtlicher und organisa-
torischer Kompetenzen beim jeweiligen Referat. Bei einem zusätzlichen
Stellenbedarf, der aus dem vorhandenen Referatsbudget finanziert wird,
liegt die Verantwortung für die Durchführung einer sachgerechten Stellen-
bemessung beim jeweiligen Referat. Bei einem zusätzlichen Stellenbedarf
und einer vorgesehenen Finanzierung aus zentralen Mitteln nimmt das
Personal- und Organisationsreferat im Rahmen seiner Steuerungsfunktion
gutachtlich dazu Stellung, inwieweit der durch das jeweilige Referat gel-
tend gemachte zusätzliche Stellenbedarf anerkannt werden kann. Im Be-
darfsfall erfolgt in beiden Fällen bei der Durchführung der Stellenbemes-
sung eine Beratung und Unterstützung durch das Personal- und Organisa-
tionsreferat.
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Stellenbewertungsverfahren:
Bevor neue Stellen geschaffen werden können, ist ihre Einwertung festzu-
stellen.
Grundsätzlich liegt die Zuständigkeit für die Bewertung aller Planstellen
und Stellen beim Personal- und Organisationsreferat. Stellenbewertungen
im Rahmen von Bewertungskonzepten (Bewertungsrahmen, Rahmenbe-
wertungen, Katalogverfahren) liegen in der Zuständigkeit der Referate und
Eigenbetriebe. Hier vollzieht das Personal- und Organisationsreferat die
Entscheidung der Dienststelle im Stellenplan. Die Münchner Stadtentwäs-
serung ist für die Bewertung aller Stellen, die in den Geltungsbereich des
TV-V fallen, zuständig. Diese Bewertungsvorgänge werden von der MSE
dem POR zur Zustimmung vorgelegt.

Hat der Stadtrat der Finanzierung der zusätzlichen Stellen zugestimmt,
liegt es in der Verantwortung des jeweiligen Referats, mit einem Antrag an
das Personal- und Organisationsreferat auf Bewertung der neu einzurich-
tenden Stellen den Vollzug der Kapazitätsausweitung zeitnah zu veranlas-
sen. Mit dem Antrag ist von der Dienststelle auch eine Arbeitsplatzbe-
schreibung für die neuen Position zu übermitteln. Das Personal- und Orga-
nisationsreferat bestätigt den Eingang des Antrags, holt ggf. noch weitere
Informationen der Dienststelle ein und legt i. d. R. mit dem Referat bzw.
dem Eigenbetrieb Prioritäten für die Bearbeitung der Anträge fest.
Die Dienststelle wird schriftlich über das Ergebnis der Stellenbewertung
unterrichtet.

Das POR hat für die Referate und Eigenbetriebe einen Leitfaden zur Stel-
lenbewertung erstellt, in dem das Verfahren und die von den Referaten
bzw. Eigenbetrieben zu übermittelnden Informationen dargestellt sind.

Ausschreibungsverfahren:
Phase 1:
Der Ausschreibungstext der Dienststelle wird mit der Bitte um Freigabe
der Stelle an das Personal- und Organisationsreferat übermittelt. Soweit
die im Ausschreibungstext dargestellten Aufgaben mit dem aktuellen Stel-
lenwert im Einklang stehen, erfolgt die sofortige Freigabe der Stelle zur
Ausschreibung. Bei Aufgabenveränderungen ist eine Klärung mit der
Dienststelle hinsichtlich der Auswirkungen auf den Stellenwert erforder-
lich. Gegebenenfalls erfolgt eine Neubewertung der Stelle.
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Phase 2:
Nach der Freigabe der Stelle bereitet das Personal- und Organisationsrefe-
rat die Ausschreibung vor. Die Dienststellen entwerfen dazu eine Stellen-
anzeige mit entsprechenden vom Personal- und Organisationsreferat vor-
bereiteten Formularen im Intranet, welche hinsichtlich städtischer Regulari-
en abgestimmt wird. Dauer und geeigneter Zeitpunkt der Ausschreibung
werden abgestimmt, ggf. müssen Redaktionsschluss für die Annoncen-
schaltung, Ferienzeiten etc. beachtet werden.

Phase 3:
Die Stelle wird ausgeschrieben. Gemäß der städtischen Ausschreibungs-
richtlinien beträgt die Bewerbungsfrist im Regelfall 3 Wochen. In Urlaubs-/
Ferienzeiten wird diese grundsätzlich verlängert.

Phase 4:
Nach Ende der Ausschreibung sind die weiteren Verfahrensschritte zu-
nächst davon abhängig, ob auch interne Bewerbungen bzw. externe Be-
werbungen aus dem öffentlichen Dienst vorliegen. Hier erfolgt aufgrund
rechtlicher Erfordernisse eine Anforderung der Beurteilungen bzw. Lei-
stungsberichte bei der jeweiligen Dienststelle. Für das Erstellen der erfor-
derlichen Leistungsberichte interner Bewerberinnen und Bewerber erhal-
ten die Dienststellen 2 Wochen Zeit. Erst nach deren Vorliegen kann eine
Bewerbervorauswahl erfolgen, welche der Dienstelle zugeleitet wird.
Bei externen Bewerbungen wird ebenfalls eine Bewerbervorauswahl er-
stellt. Dazu müssen im Einzelfall fehlende Bewerbungsunterlagen nachge-
fordert werden. Die Bewerbungen werden vorab an die Dienststelle über-
mittelt.
Bei einer sehr hohen Bewerberzahl kommt es in beiden Fällen häufiger zu
Verzögerungen.

Phase 5:
Bei externen Ausschreibungen ist im Regelfall eine fachliche Stellungnah-
me zu den Bewerbungen bei den Fachdienststellen einzuholen. Bei diesem
Verfahrensschritt kann es ebenfalls zu Verzögerungen – je nach Anzahl an
Bewerbungen – kommen.

Phase 6:
Nach Rückmeldung der Dienststelle erfolgen der Abschluss der Bewerber-
vorauswahl und die Planung der Vorstellungsrunde. Gegebenenfalls ist
eine Einbindung des Ältestenrates zum weiteren Vorgehen (Vorstellung im
Stadtrat) erforderlich. Neben den terminlichen Verpflichtungen der Kommis-
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sionsmitglieder (Dienststelle, POR, Personalvertretung, Gleichstellungs-
stelle, ggf. Schwerbehindertenvertretung) spielen besonders bei Beteili-
gung des Stadtrates sowie gegebenenfalls des Ältestenrates, Vorlauffri-
sten und fixe Terminvorgaben durch die zu befassenden Stadtratsgremien
eine erhebliche Rolle. Hinzu kommen Urlaub und Krankheit bei den Bewer-
berinnen und Bewerbern, die zu berücksichtigen sind. Bei einer Vielzahl
geeigneter Bewerbungen sind bei Bedarf Vorstellungsrunden an zwei oder
mehreren Tagen notwendig.

Phase 7:
Im Anschluss an die Vorstellungsrunde wird die Auswahlvormerkung er-
stellt. Die Leistungen der Bewerberinnen und Bewerber in der Vorstel-
lungsrunde werden schriftlich festgehalten, die Entscheidung wird nach-
vollziehbar begründet. Die Rechtsprechung der Arbeits- und Verwaltungs-
gerichte zur Gewährleistung des Leistungsgrundsatzes im öffentlichen
Dienst stellt an die Dokumentation der Personalauswahl sehr hohe Anfor-
derungen.

Phase 8:
Bezüglich der Auswahlvormerkung bedarf es der Entscheidung und Unter-
schrift der je nach Verfahren für Einstellungen befugten Personen (Stadtrat,
Oberbürgermeister, Referent bzw. Führungskräfte) sowie der gesetzlich
vorgeschriebenen Zustimmung der zuständigen Personalvertretung in de-
ren nächsten Sitzung. Gegebenenfalls ist auch erneut der Ältestenrat zu
befassen.

Phase 9:
Erst nach Vorliegen aller Unterschriften erfolgt die Absage an die unterle-
genden Bewerberinnen und Bewerber sowie die Information der zum Zuge
gekommenen Person(en). Bei gegebenen Spielräumen sind Gehaltsver-
handlungen durch das POR zu führen.

Phase 10:
Das POR gibt eine verbindliche Zusage und erstellt den Arbeitsvertrag/
bereitet die beamtenrechtliche Ernennung vor. Aus rechtlichen Gründen
kann eine verbindliche Zusage bzw. Einstellung frühestens nach Ablauf
einer Wartefrist von 2 Wochen nach Kenntnisnahme der Absageschreiben
durch die nicht zum Zuge gekommenen Bewerberin/den nicht zum Zuge
gekommenen Bewerber erfolgen. Bei Nichtbeachtung drohen der Stadt
München Schadensersatzforderungen der unterlegenen Kandidatinnen
und Kandidaten.
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Eine verbindliche Zusage kann zudem erst nach Vorlage aller für die Ein-
stellung relevanten Unterlagen durch die Bewerberin/den Bewerber erfol-
gen. Hier ist vor allem das (gegebenenfalls erweiterte) Führungszeugnis
zu nennen. In manchen Fällen ist eine amts- bzw. personalärztliche Unter-
suchung notwendig. Ab diesem Zeitpunkt entzieht sich die weitere Lauf-
zeit bis zur Besetzung der Stelle der Steuerung durch das POR. Das Ver-
fahren ist in diesem Sinne abgeschlossen. Die Bewerberinnen und Bewer-
ber haben durch eine verbindliche Zusage seitens der Stadt Gewissheit,
eingestellt zu werden.

Phase 11:
Bis zum Dienstantritt sind vor allem Kündigungsfristen der externen Kandi-
datinnen und Kandidaten zu berücksichtigen, welche bis zu 6 Monate oder
mehr betragen können. Hinzu kommen notwendige Vorbereitungen der
Bewerberinnen und Bewerber wie z.B. die Wohnungssuche oder Organi-
sation des Umzugs etc., welche den Dienstantritt verzögern können.

Teil A

Frage 2b):

Wie sehen die Stellenbesetzungsverfahren in den städtischen Gesell-
schaften im Detail aus?

Antwort:

Aufgrund unterschiedlicher rechtlicher Rahmenbedingungen ist – wie unter
Frage A1b dargestellt keine Vergleichbarkeit gegeben. Zudem verlaufen die
Stellenbesetzungen in den verschiedenen städtischen Gesellschaften nach
unterschiedlichen Regularien. Die vom Stadtrat beschlossenen Ausschrei-
bungsrichtlinien gelten nicht. Oft werden bei der Besetzung exponierter
Stellen und insbesondere bei Führungspositionen externe Personalberatun-
gen eingeschaltet und auf eine Ausschreibung verzichtet. Der im Grundge-
setz in Art. 33 Abs. 2 GG verankerte Grundsatz, wonach jeder Deutsche
nach Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung Zugang zu jedem öffent-
lichen Amt hat, verbietet eine solche Vorgehensweise grundsätzlich für
Stellenbesetzungen der Landeshauptstadt München.

Teil A

Frage 3):

Falls ein großer zeitlicher Unterschied zwischen der Dauer der Verfahren
bei der Stadt und den städtischen Gesellschaften besteht, worin finden
sich die Gründe hierfür?
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Antwort:

Siehe Antworten zu Teil A, Frage 1b) und Frage 2b).

Teil A

Frage 4):

Wie steht die Landeshauptstadt München im Vergleich zu anderen deut-
schen Großstädten bezüglich der Dauer von Stellenbesetzungen da?

Antwort:

Die Rückmeldung der Städte Frankfurt, Berlin, Hamburg, Leipzig und Nürn-
berg zeigen, dass die Dauer von Einstellungsverfahren in diesen Städten
nicht systematisch erfasst wird.
Zudem haben die Städte Frankfurt, Berlin, Hamburg und Leipzig darauf
hingewiesen, dass auf Grund der angespannten Haushaltssituation bzw.
eines externen Einstellungsstopps kaum Stellen durch externe Bewerbe-
rinnen und Bewerber besetzt werden. Die Nachbesetzung frei werdender
Stellen erfolgt – mit Ausnahme bei der Stadt Nürnberg – in der Regel über
den jeweiligen stadtinternen Arbeitsmarkt.

Teil A

Frage 5):

Welcher Teil der Stellenbesetzungsverfahren bei der Stadt und bei den
städtischen Gesellschaften wird durch Bundes – oder Landesgesetze bzw.
durch tarifvertragliche Bestimmungen vorgegeben und welcher Teil beruht
auf internen Regelungen der Stadt München?

Antwort:

1. Gesetzliche Grundlagen
1.1 Art. 33 Abs. 2 Grundgesetz (GG)
Art. 33 Abs. 2 GG begründet für jede Bewerberin/jeden Bewerber das
Recht, Zugang zu einem öffentlichen Amt allein nach Eignung, Befähigung
und fachlicher Leistung zu bekommen. Verstößt die Einstellungsbehörde
bei ihrer Auswahl gegen dieses Leistungsprinzip, kann der Bewerber im
Regelfall verlangen, dass der auf verfassungswidrige Gesichtspunkte ge-
stützte Ablehnungsbescheid (Absage) aufgehoben und das Verfahren wie-
derholt wird. Außerdem leitet sich aus Art. 33 Abs. 2 GG der Bewerberver-
fahrensanspruch ab. Dieser bedingt, dass alle eingehenden Bewerbungen
anhand des Anforderungsprofils der ausgeschriebenen Stelle eingehend
geprüft und die Bewerber(vor-)auswahl nachvollziehbar dokumentiert wird.
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1.2 Leistungslaufbahngesetz (LlbG)
Gemäß Art. 56 Abs. 1 Satz 1 LlbG sind Fachliche Leistung, Eignung und
Befähigung der Beamtinnen und Beamten mindestens alle vier Jahre
dienstlich zu beurteilen (periodische Beurteilung). Dieser Grundsatz wird
bei der Landeshauptstadt München aus Gleichbehandlungsgründen eben-
falls auf Arbeitnehmer angewandt. Diese dienstlichen Beurteilungen müs-
sen im Rahmen der Bestenauslese in Einstellungsverfahren berücksichtigt
werden. In diesem Zusammenhang ist eine aktuelle dienstliche Beurtei-
lung notwendig. Aus diesem Grund müssen von den jeweiligen Dienststel-
len aktuelle Leistungsberichte erstellt werden, sofern die aktuelle dienstli-
che Beurteilung älter als 6 Monate ist.

1.3 Bayerische Personalvertretungsgesetz (BayPVG)
Gemäß BayPVG hat der Personalrat in Personalangelegenheiten bis Besol-
dungsgruppe A15/Entgeltgruppe E15 mitzubestimmen. Dementsprechend
ist die jeweils zuständige Personalvertretung bei der Auswahlentschei-
dung zu beteiligen (Beschlussfassung in der jeweiligen Gremiumssitzung).

1.4 Sozialgesetzbuch IX (SGB IX)
Bewerben sich schwerbehinderte Menschen um einen freien oder freiwer-
denden Arbeitsplatz oder sind sie von der Bundesagentur für Arbeit oder
einem von dieser beauftragten Integrationsfachdienst vorgeschlagen wor-
den, werden sie zu einem Vorstellungsgespräch eingeladen. Eine Einla-
dung ist nur entbehrlich, wenn die fachliche Eignung offensichtlich fehlt. Die
Schwerbehindertenvertretung nimmt grundsätzlich an Vorstellungsrunden
teil.

1.5 Tarifvertragliche und beamtenrechtliche Regelungen
Sollen Stellen sowohl für Beamtinnen und Beamte als auch für Tarifbe-
schäftigte ausgeschrieben werden, erfolgt die Bewertung beamtenseitig
nach dem sogenannten Analytischen Dienstpostenbewertungs-Modell der
KGSt und tarifseitig nach den einschlägigen Eingruppierungstarifverträgen.
Die Dienststelle wird schriftlich über das Ergebnis der Stellenbewertung
unterrichtet.

Mit In-Kraft-Treten des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst (TVöD) zum
01.10.2005 wurde das Tarifrecht für alle Tarifbeschäftigten von Grund auf
reformiert. Bis zum In-Kraft-Treten der Eingruppierungsvorschriften des
TVöD (mit Entgeltordnung) gelten allerdings die einschlägigen Regelungen
des Bundesangestelltentarifvertrages (BAT) fort, d. h. die Stellenbewer-
tung erfolgt zunächst weiterhin anhand der bisherigen Tätigkeitsmerkmale.
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Nach Art. 19 BayBesG sind die Funktionen der Beamtinnen und Beamten
nach den mit ihnen verbundenen Anforderungen sachgerecht zu bewerten
und Ämtern zuzuordnen. Der Grundsatz der funktionsgerechten Besol-
dung ist Ausfluss und Konkretisierung des Gleichheitsgrundsatzes und
unmittelbar geltendes Recht. Die Vorschrift verpflichtet jeden Dienstherrn,
die bei ihm eingerichteten Beamtenstellen zu bewerten. Da das Bundes-
besoldungsgesetz lediglich einen groben Rahmen setzt, können die einzel-
nen Gebietskörperschaften und Behörden aufgrund ihrer Personal- und
Organisationshoheit im Rahmen der Besoldungsvorschriften und des öf-
fentlichen Dienstrechts selbst Bewertungsverfahren entwickeln und an-
wenden, die geeignet sind, den Grundsatz der funktionsgerechten Besol-
dung zu verwirklichen. Unter Berücksichtigung der dargestellten Ziele fin-
det bei der Landeshauptstadt München das sogenannte Analytische
Dienstpostenbewertungs-Modell nach KGSt Anwendung.

1.6 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG)
Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) soll Benachteiligungen
aus Gründen der „Rasse“, der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der
Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der se-
xuellen Identität verhindern und beseitigen und ist bei Stellenbesetzungs-
verfahren der Landeshauptstadt München zwingend zu beachten. Die Vor-
auswahl der Bewerber/-innen und die Dokumentation muss diesem An-
spruch gerichtsfest genügen und erfordert viel Sorgfalt.

1.7 Verwaltungs- und arbeitsgerichtliche Rechtsprechung
Aus der Rechtsprechung resultieren die bereits erwähnten umfangreichen
Dokumentationspflichten der Dienstherrin/Arbeitgeberin zur Gewährlei-
stung des Leistungsgrundsatzes sowie zur Beachtung des Bewerberver-
fahrensanspruchs. Die Nichteinhaltung dieser Pflichten kann zu langwieri-
gen Verzögerungen von Stellenbesetzungsverfahren durch etwaige Kon-
kurrentenklagen und gegebenenfalls zu Schadensersatzansprüchen füh-
ren.

2. Interne Regelungen
2.1 Ausschreibungsrichtlinien
Die städtischen Ausschreibungsrichtlinien wurden zuletzt am 06.05.2009
(Verwaltungs- und Personalausschuss) und am 20.05.2009 (Vollversamm-
lung) vom Stadtrat beschlossen und sind in dieser Form seit dem
01.06.2009 in Kraft.
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Die Landeshauptstadt München hat sich bereits 1974 durch eine Dienst-
vereinbarung mit dem Gesamtpersonalrat verpflichtet, offene Stellen
grundsätzlich auszuschreiben.

2.2 Delegationsbeschlüsse
Die vom Stadtrat getroffenen Delegationsbeschlüsse legen die Zuständig-
keiten bei Personalangelegenheiten innerhalb der Stadtverwaltung fest. Je
nach Fachrichtung und Einwertung ergeben sich unterschiedliche Zustän-
digkeiten für die Abwicklung des Stellenbesetzungsverfahrens und die
Entscheidungskompetenz.

2.3 Geschäftsordnung
Die grundsätzliche Zuständigkeit für Einstellungen bzw. Anstellungen ist in
der Geschäftsordnung festgehalten. Bei Stellen der Wertigkeit A15/E15
und höher ist ein Stadtratsbeschluss notwendig. Vorgeschaltet ist der Älte-
stenrat (ab Wertigkeit A16 und in Ausnahmefällen auch ab A15) mit dem
weiteren Vorgehen (Vorstellungsrunde im Stadtrat) zu befassen.

3. Städtische Gesellschaften
Bei den städtischen Gesellschaften sind in gleicher Weise das Allgemeine
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) und das SGB IX einschlägig. Hinzu kom-
men ggf. jeweils geltende Tarifverträge und das Betriebsverfassungsge-
setz. Auch interne Regelungen wie Betriebsvereinbarungen zum Stellenbe-
setzungsprozess sind üblich. Ggf. sind daneben Verfahren zur Arbeitsplatz-
bewertung einschlägig (HAY Systematik bei der Flughafen München
GmbH).

Nicht zu berücksichtigen sind dienstliche Beurteilungen sowie die genann-
ten umfangreichen Dokumentationspflichten im Hinblick auf den Bewer-
berverfahrensanspruch gemäß Art. 33 Abs. 2 GG.

Teil A

Frage 6):

Wurden die Einstellungs- und Stellenbesetzungsverfahren bei der Stadt
und den städtischen Gesellschaften in den letzten 10 Jahren untersucht
und wenn ja, mit welchem Ergebnissen?

Antwort:

Das Personal- und Organisationsreferat controllt seit 2007 systematisch
und edv-gestützt alle dort federführend betreuten Stellenbesetzungsdaten.
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Auch das Referat für Bildung und Sport hat ein systematisches Con-
trolling. Zudem werden die Prozesse der Stellenbesetzung fortlaufend auf
Optimierungsmöglichkeiten untersucht. Durch die in den letzten Jahren
vom Personal- und Organisationsreferat daraus abgeleiteten Maßnahmen,
wie z.B. elektronische Unterstützung (Datenbank, Bewerberportal, stan-
dardisierte Formulare, Vorauswahl sowie fachliche Stellungnahme), durch
den regelmäßigen Austausch mit den Referaten und Eigenbetrieben sowie
durch automatisierte Mahnungen bei Anforderung der Leistungsberichte
konnten in einzelnen Phasen bereits spürbare Verbesserungen und Be-
schleunigungen erzielt werden.

Wie bereits eingangs erwähnt, ist im Zuge des Vorhabens E-Recruiting mit
einer weiteren Optimierung der Prozesse sowie mit einer Beschleunigung
zu rechnen. Auch hat das Online-Bewerbungsverfahren bereits zu einer
Prozessbeschleunigung beigetragen.

Wie unter A1b und A2b dargestellt, ist die Vergleichbarkeit zu den städti-
schen Gesellschaften nicht gegeben. Daher fanden keine gezielten Erhe-
bungen bei den Gesellschaften statt. Soweit wir dennoch Rückmeldungen
der städtischen Gesellschaften über die zuständigen Betreuungsreferate
erhalten haben, ist festzustellen, dass diese ihre Stellenbesetzungspro-
zesse – mit Ausnahme der Stadtwerke München GmbH, welche sich re-
gelmäßig benchmarken und der GEWOFAG, welche sich 2012 einem dies-
bezüglichen Audit unterzogen hat, – nicht regelmäßig untersuchen.

Teil B

Frage 7):

Inwieweit ist die Stadt mit der Länge von Stellenbesetzungsverfahren, vor
allem bei Führungskräften und Mangelberufen (z.B. Ärzte, IT-Fachkräfte,
Ingenieure etc.), konkurrenzfähig im Vergleich zur freien Wirtschaft? Mit
der Bitte um Stellungnahme der, von diesen Mangelberufen besonders
betroffenen, Fachreferate.

Antwort:

Wie unter A1b dargestellt, sind die Laufzeiten bei Stellenbesetzungsver-
fahren unter Heranziehung des IAB – Kurzberichts 23/2010 des Instituts
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (die Forschungseinrichtung der
Bundesagentur für Arbeit) insbesondere in Anbetracht der grundlegend
anderen Rahmenbedingungen durchaus konkurrenzfähig mit der freien
Wirtschaft. Grundsätzlich ist die Personalgewinnung in Mangelberufen
schwierig. Dies betrifft sowohl den öffentlichen Dienst, als auch die Privat-
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wirtschaft. Im Einzelfall müssen Stellen mangels qualifizierter Bewerberin-
nen und Bewerber wiederholt ausgeschrieben werden, so dass längere
Vakanzen entstehen können.

Einzig IT@M weist in seiner Antwort darauf hin, dass die Landeshaupt-
stadt München aufgrund der rechtlichen Rahmenbedingungen und gegebe-
nen Regularien nicht mit den Verfahrensweisen der freien Wirtschaft kon-
kurrieren kann.

Die Rückmeldungen der anderen Referate und Eigenbetriebe mit Mangel-
berufen lassen den Schluss zu, dass die Dauer des Stellenbesetzungspro-
zesses nicht den ausschlaggebenden Grund für Schwierigkeiten bei der
Besetzung freier Stellen darstellt. Vielmehr sehen die Dienststellen ein
Problem darin, dass insbesondere in den Mangelberufen die Qualität und
Quantität der Bewerbungen stark abgenommen hat.

Teil B

Frage 8):

Sind dem POR Fälle bekannt geworden, in denen Bewerberinnen bzw. Be-
werber, vor allem im Bereich von Führungskräften und Mangelberufen
(z.B. Ärzte, IT-Fachkräfte, Ingenieure etc.), aufgrund der zu langen Dauer
des Verfahrens ihre Bewerbung zurückgezogen haben bzw. nicht mehr zur
Verfügung standen und wenn ja, welche Referate waren/sind davon be-
troffen?

Antwort:

Bei auf dem Markt stark nachgefragten Berufen kommt es häufig vor,
dass sich einzelne Personen bei mehreren Arbeitgebern bewerben. Ob die
Bewerberinnen und Bewerber die Bewerbung bei der Stadt München am
Ende zurückziehen, weil die Arbeitskonditionen bei anderen Arbeitgebern
besser sind, das Stellenbesetzungsverfahren bei der Stadt München zu
lange dauerte oder, wie schon geschehen, die Zusage bei der Stadt Mün-
chen lediglich dazu genutzt wurde, um mit dem derzeitigen Arbeitgeber
bessere Vertragsbedingungen auszuhandeln, wurde nicht gesondert er-
fasst, weil die Bewerberinnen und Bewerber ihre Absagungsgründe häufig
nicht offen legen möchten.



 
 

Anträge und Anfragen aus dem Stadtrat 
 
  

 

 
 
 
 

Inhaltsverzeichnis 
Montag, 3. Dezember 2012 

 

 

Leibesvisitation in Münchner Schule wegen  

Diebstahl von 5 Euro? 

Anfrage Stadtrats-Mitglieder Siegfried Benker,  
Jutta Koller, Sabine Krieger und Dr. Florian Roth  
(Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Die Stadt, der Müll und offene Fragen 

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) 

 
Impressum: Die presserechtliche Verantwortung für Anträge und Anfragen von Stadtratsmitgliedern der SPD trägt: Alexander Reissl; CSU: Josef 
Schmid; Bündnis 90/Die Grünen: Dr. Florian Roth; Rosa Liste: Thomas Niederbühl; FDP: Dr. Michael Mattar; Die Linke: Brigitte Wolf; ÖDP: 
Tobias Ruff; Freie Wähler: Johann Altmann; Bayernpartei: Richard Progl; BIA: Karl Richter.  
Alle: Rathaus, 80313 München; Druck: Stadtkanzlei   



Herrn 
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
  
                                                                                       München, den 03.12.2012

Leibesvisitation in Münchner Schule wegen Diebstahl von 5€?

Anfrage
In der Süddeutschen Zeitung vom 30.11. 2012, war ein Bericht über eine höchst 
fragwürdige Polizeiaktion in einer Münchner Schule zu lesen. Wegen des von einer 
Schülerin gemeldeten Diebstahls von 5 € soll es zu Leibesvisitationen einer ganzen 
Klasse gekommen sein – ohne Erfolg. Die Schülerinnen und Schüler wurden nach 
Angaben der SZ teilweise bis auf BH und Unterhose untersucht. Der Polizist, der das 
Ganze gestartet hat, war im Rahmen von „Zsammgrauft“ in der Schule, einem Projekt, in 
dem Kinder lernen sollen, wie sie in Streitsituationen friedlich miteinander umgehen 
können. Wir waren immer sehr überzeugt von dem Angebot der Polizei, sind aber natürlich 
davon ausgegangen, dass die Polizisten eine pädagogische Zusatzausbildung erhalten, 
bevor sie mit den Kindern arbeiten dürfen. Das scheint uns jetzt fraglich.

Deshalb fragen wir:

1.War die Schulleitung von Anfang an von dem Vorgang informiert? Können 
Polizeiaktionen in Schulen stattfinden ohne das die Schulleitung informiert wird?
2.Wie hat die Schulleitung reagiert?
3.Haben die anwesenden Lehrkräfte versucht, die Schulleitung sofort über den Vorgang zu 
informieren?
4.Haben die anwesenden Lehrkräfte versucht, die polizeiliche Aktion zu unterbinden oder 
diese wenigstens in der Situation selbst in Frage gestellt?
5. Treffen die Aussagen in verschiedenen Zeitungsberichten zu, dass zumindest eine 
Lehrkraft Brotzeit machte während heulende Kinder aus den Schultoiletten kamen wo die 
Leibesvisitationen stattfanden und dann zu mindestens einem Kind sagte, „Das wird schon 
wieder.“ Wird das Verhalten zumindest dieser Lehrkraft Konsequenzen haben?
6. Wann und durch wen wurden die Eltern der ja noch minderjährigen Kinder informiert?
7. Wie werden die Schülerinnen und Schüler nach dieser bestimmt verstörenden Aktion 
begleitet?
8. Wenn die Berichte der Medien zutreffen, liegt in mehreren Fällen der Verdacht auf 
Beleidigung auf sexueller Grundlage sowie Nötigung vor. Wie unterstützt das Schulreferat 
die Eltern und die Kinder, damit diese ihre Rechte gegenüber den Polizeibeamten 
durchsetzen können? Zumindest im Fall des in den Medien dargelegten Falles der 
Nötigung besteht der Verdacht der Beihilfe zur Nötigung durch die Lehrkraft. Wie wird die 
Schule reagieren? Wird die Schule entsprechende Elternabende durchführen?
9. Wäre es für Lehrkräfte nicht ersichtlich gewesen, dass die Verhältnismäßigkeit der 
Maßnahme auf keinen Fall gegeben war?
10. Trifft es zu, dass die PolizeibeamtInnen alle SchülerInnen mitgenommen haben, die 
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jeweils einen Fünf-Euro-Schein einstecken hatten? Was war die Grundlage dieser 
vorübergehenden Festnahme? Wurden wenigstens die Eltern dieser Kinder informiert? 
Was geschah mit diesen Kindern?
11. Über welche Qualifikation müssen Jugendbeamte verfügen, um ein 
Schulklassenangebot durchzuführen?
12.Rechtfertigt der Diebstahl von 5 € eine derartige Polizeiaktion und welche 
Konsequenzen hätte es gehabt, wenn die Polizisten wirklich „fündig“ geworden wären?
13. Gibt es in der LehrerInnenfortbildung Angebote, die den Umgang mit Autoritäten 
thematisieren?

Initiative:

Jutta Koller,
Siegfried Benker
Sabine Krieger 
Dr. Florian Roth
Mitglieder des Stadtrates
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Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
Marienplatz 8
80331 München

Anfrage
03.12.2012

Die Stadt, der Müll und offene Fragen

Die Münchner Abfallwirtschaft schreibt eigenem Bekunden zufolge den
Recyclinggedanken groß und will die Vorgaben des im Juni 2012 in Kraft getretenen
Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) als erste Millionenstadt erfüllen. Dazu gehört unter
anderem eine Recyclingquote von 65 Prozent für Siedlungsabfälle. 80 Prozent ihrer
ökologischen Ziele habe die Münchner Abfallwirtschaft bereits erreicht, teilte Helmut
Schmidt, Zweiter Werksleiter des Abfallwirtschaftsbetriebes München (AWM) unlängst
mit. – Es stellen sich Fragen im Zusammenhang mit den nicht-recycelbaren Anteilen
des Münchner Abfalls.

Ich frage den Oberbürgermeister:

1. Wie groß ist die Menge des nicht-recycelbaren Mülls, der jährlich in München anfällt?
(bitte letzten dokumentierten Stand angeben!)

2. Welcher Anteil hiervon kann ortsnah in der Münchner Müllverbrennungsanlage oder
ggf. mit Müll befeuerten Heizkraftwerken in der Region verbrannt werden?

3. In welchem Umfang wird Müll aus München zur Verbrennung oder Endlagerung a)
innerhalb Deutschlands oder b) ins Ausland verschickt? Wohin?

4. In zurückliegenden Jahren wurden immer wieder größere Mengen an Müll u.a. aus
Italien zur umweltschonenden Beseitigung importiert. In welchem Umfang wird derzeit
ggf. importierter Müll aus dem Ausland in München verbrannt?

Karl Richter
Stadtrat
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